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Schriftliche Entscheidung VG 38 K 52/20 A 
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· „ .. Mitgeteilt durch Zustellung an 
a) Kl.-Vertr.' am 
b) .Bekl. am 

Knxil <~ l l~:.pp 
Hr.c1·1tS<it:Wül\inrir.n -· 

-··---·-···--·--·-···..:---······-··---· ·-- -
als .Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

VERWALTUNGSGERJCHTBERLIN 

URTEIL 

Im Namen des Volkes 

In der VerwaJtungs~treitsache 

1. des 
2. des m J. 
3. des mdj, 
4. des mdj. 
5. des mdj. 

zu 2. bi~ 
den Vater, 

Verfahrensbevollmächtigte: . 
Kraft ~ Rapp Rechtsanwältinnen, 
Pannierstraße 8, 12047 Berlin, 

. gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, · 

·. 

vertreten durch das Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat, dieses vertreten durch 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
- Außenstelle Berlin -, 
Badensche.' Straße 23, 10715 Berlin, 

Kläger, 

.Beklagte, 
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. hat: das Verwaltu.ngsgericht Berlhi,. 38. ·Kammer., durch· ·, 

···die Von~itz~nde .R.ichter.in am Ver:w.alt~ngsg·ericht Dr. SchuJz„sred.emeier. 
. als Ei"nzelrföhterrn · · · · · · I. 

im .Wege .. schrlftlictier EntscheJdung .am 1· 1. ·September 2.020 
für Recht .. e·rkan nt: 

Di'e .Beklagte ·W:ird: unter teil.wef~er ·AufhE:!pung. des B~scheides ·de~ Bunde.sam~ 
tes·für Migr~tion und FIUchtlinge.vqm 24 .. Oktober.2017 verpflichtet, den :Klä-
ger~ die ·FJ.üchtlingseigenscpaft zuzuerkemnen. · · 

Oie Bekl~gte trägt die Kosten des Verfanrens.· · 

. D~s. Qrt~U: ist -~~ger:r d~r- K(;>ste11 vot.läufig·.Vo-Ustreckbar-. · 

0·1e ·Beklagte ·darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung In Höhe vön · 
11 o % des· aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn 

· nicht die Kläger zuvor Sicherheit In Höhe .von 11 O % des }eweils zu vollstre­
ckenden ·setrages lei~ten. 

Tatbestand 

. . . . 
Die .Kläger begehre.n internationalen Schl;Jtz. weil sie als Palästinenser nicht zurück in. den 

Libanon konnten. 

Der äril geborene Kl~g~t-i:u 1.)_ rst e~enso wie die 2003, 2004, ?006,. 

~2001 geborenen Ki~der„ die Klä~er zu 2.)„5.) p~lästinensisch~r. Volk$Z~g.ehörig_keit mit· 

.zuletzt stän~iQem Aufen~halt im Liban.on •. Die Ehefrau des Klägers zu. 1.) uqd Mutter der 

Kläger·zü 2.)„5:) ist IJbanesischer:St~at~angehörigkeit (abgetrenntes Verf~hren \i'G·~a K 

-422/20.A). 

··Na~h ~J~reisefr1 die B.uridesrepubljk.D?Ut$Chland EndeAl;lgust2tl17 bea~tr~gtedie fami-
. . 

· u·a:~m 6. ·septßm~e~ 291·r~ei01·suodescimt:·forMigration und.Flüchtlinge (ßundesamt) · 

~syt ·.1n: ihrer A~hö.rung am 24: Oktober ~20·17 ~childerten der :Kläge~ zy 1 . .) und seine Ehe· 

, fraµ die bedrohliche Situation iin Libanon·$owie di~ Erkrankung derFamili~nmitglieder. 

. . 

M.itB.esche~d vor.n.24. Oktober :2ö17 lehnt~- da~ Bundesamt den .Asylantr~g .der Kläger. 

(und defi d~r Ehefrau bz\IV. Mutter) ·vollumfänQJic.h ab ·und drohte. diesen die Abschiebung 

in den· Lib.arion :an. Zur Begrün.du.ng.führ:t . .da~·Bunc:l~samt unter anderen aus, dass rJie 
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Kläger keine ihnen .drohende flüchtlingsrelevante Bedrohung geschildert hätteri. Zudem 

könne: ihnen zugemutet werden, sicli in einem sicheren Landesteil aufzuhalten. Es sei 

darüber hina.us nicht bekannt, dass Repressionen allein aufgrund. der palästinensischen 

Volkszugehörigkeit zu befürchten ·seien. Die g~ltend gemachten Erkrankungen könnten im 

Libanon ausreichend behandelt werden. 

Mit i~rer·am 17 .. November 2017 eingegangenen Klage verfolgen die Klägerin ihr Begeh­

r~n weiter (zunächet ünter dem Aktenzeichen.VG 34 .K 1514.17 A). Zur. Begründung ver-
• • • • • • • • • 4 •• 

tiefen sie Ihr Vorbr~ngen aus dem Asylverfahren und machen ergänzend geltend, dass in 

·den palästine11sischen Fiüchtlingslagern im Libanon keine ausreichende Sicherheit (mehr) 

gewährleistet werde. · 

Die Kläge·r beantragen schriftsätzlich, 

die Beklagte unter teilweiser Aufhebung des Bescheides vom 24. Oktober 
2017'zu ve_rpflichten, ihnen ·di·e Flüchtlings·eigenschaft zuzi.Jerkenhen, hilfswei- . 
se sub~idiären Schutz zuzuerkennen, weiter hilfsweise, festzustellen, dass 
Abschiebungsverbote in Bezug auf den Libanon vorliegen . 

. Die Beklagte bean~ragt ~chriftsätzl.ich, 

die Klage abzuweisen. 

· Zur Begründung verweist sie auf die Ausführungen im angefochtenen Bescheid. Ergän- · 

zend weis~ ·sie darauf hin, dass sich aus den eingereichten Attesten keine lebensbedrqhli­

che ,Versc~lechterung bei einer Rückkehr in den Libanon ergebe. Zudem hätten di~ Klä­

ger -selbst angegeben, vor der Ausreis~ Unterstützung .durch·das UNRWA erhal.ten zu 

.haben. Hinzukomme, das~ die Ehefr~u bzw. Mutter der Kläger die libanesische 
. . . 

Staatsangehörigk~it habe. 

Während des gerichtlichen Verfahrens hat die Beklagte die Auskunft erh~lten, dass die 

Kläger im Libanon beim ,,United.Nations Relief and Werks Agency for palestine Refu-
. . . 

gees in the Near East" (UNRWA) als Palästinenser-Flüchtling registriert waren (Schrei-

ber:t des Auswärtigen Amtes .vom 19. Juni 2020). 

Mit Beschluss vom 2. Mai 2018 hat die vormals zuständige Kammer nach Anhörung 

den Rechtsstreit der Berichterstatterin als Einz~lrichterin zur Entscheidung übertra­

gen. Die Kläger erklärten sich ·mit Schriftsatz ihrer V~rfahrensbevollmächtigten vom 
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11. August 2020 mit einer Entscheidung ohne· mü_ndliche Verhandlung einver~tan­

den, die Beklagte hatte bereits mit Generalerklärung vom 27. Juni 2017 einer sol­

chen Entscheidung zugestimmt. Wegen der weiter~n Einzelheiten· des Sach- und 

Streitstandes wird auf die Streitakte und die Verwaltungsvorgänge der.Beklagten 

sowie die beim Landesamt für Einwanderung geführten Ausländerakten üeweils so­

wohl für die Kläger als auch deren ~hefrau bzw. Mutter) verwiesen. Die Akten haben 

vorgeleg~n und ihr Inhalt ist Geg~nstand der Entscheidungsfind-ung gewesen., 

Entscheidungsgründe 

.Zur Entscheidung über ~ie Klage i.st aufgrund des Beschlusses der Kammer die Einzel-
. . 

richterin berufen (§ 76 Abs. 1 Asylgesetz - AsylG). Diese kor:mte über die Klage ohne 

· mündliche Verhandlung· entscheiden, weil sich die Beteiligten damit einverstanden erklärt 

haben und nach dem rect")tlichen Hinweis vom 1. Juli 2020 und ergänzendem Hinweis 

vom 13. August 2020 ausreichend Gelegenheit zur Etö~erung bestand (§ .101 Abs. 2 

Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO). 

Die Klage ist teils als Klage auf Verpflichtung der Beklagten zur Schutzgewähr und 

· insoweit Aufhebung der· dieser Verpflichtung entgege.nstehenden Versagtmgen in 

den Ziff. 1, 3-4 des Bescheides des Bundesamtes für Migration und ·Flüchtlinge 

(Bundesamt) statthaft (§ 42 Abs. 1. Alt. 2 VwGO). Im· Übrigen ist sie als Anfechtungs­

klage (§ 42 Abs. f Alt._ 1 VwGO) gegen die Ausreiseaufford~rul'.lg und Abschiebungs­

androhu.ng (Ziff. 5) sowie das „Einreise- und Aufenthaltsverbote von bestimmter 

Dauer" (iiff. 6) statthaft (siehe in. Bezug auf das.Einreise- und Aufenthaltsverbot 

OVG Berlin-:-Brandenbur~, Urteil vom 6~ Juli 2·020 ~ OVG 3 B 2/20 -, juris Rn. 16). 

Die insgesamt zulässige· Klage ist bereits im Hauptantrag begründet. Der Bescheid . 

des Bundesamtes vom 24. Oktober 2017 ist im angefochtenen Umfang rechtswidrig 

und verletzt die Kläger in ihren Rechten (§ 113 Abs. 1, Abs. 5 S. 1 VwGO). Die Klä­

ger haben ~ls palästinensische Flüc.htlinge aus dem Libano~ zum maßgeblichen 
. . 

Zeitpunkt (§ 77 Abs. 1 S. 1 Hs. 1 Asyl~) einen Anspruch auf die Zuerke~nung der 

Flüchtlingseigenschaft. Damit entbehre·n auch Ziffern 3 bis 6 des Bescheids ihrer 

Gru_ndlage. 
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Grundlage· des Ans·pruch der Kiäger a~f Zuerkennung de.r FIQchtlingseigens?haft ist 

· § 3 Abs. 3 s. 2 AsylG (vgl. Art_. 12 Abs. 1 lit. a] S. 2 Qualifikations-RL 201 ~ tastEU). 

Flüchtling ist danach ein Au~länder, der den Schutz oder Bei~tand einer ~rgan~sati­

on oder Institution der Vereinten Nationen. genosse·n hat, dem aber ein solcher 
. . . . . . . 

Schutz nicht länger gewährt wird, ohne dass die Lag~ ~es Betroffenen gemäß den 

. einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung der Vereinten Nationen en~­

_.gültig ~ek.lärt worden ist. sind ~iese tatbestandlichen yorauss~tzungen e~üllt, ~st die 

·Flüchtlingseigenschaft Jpso facto"·zuzuerkenneri, d.h. der Betroffene.genießt den 

Schutz· der Richtlinie unmittelbar, ohne dass es einer Einzelfallprüfung der· Vorau~-· 

setzungen der Flüc;:htlingseigenschaft gemäß~ 3 Abs. 1 AsylG be~rf (siehe~ statt 

aller BVerwG, Urteil vom 25. April 2019 - -BVerwG ·1 C 28/18 -, NVwZ 2019, 1360, 

juris Rn. 18 m!w.N. auch zur Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs).· 

Die behör~liche und gerichtliche Prüfungsbefugnis ist demnach darauf besch~änkt' 

zum einen· zu prüfen, ob dE?r Ausländer den Schutz und deh Beistand einer .Organi.; 

sation oder Institution der Vereinten Nationen im Sinne des§ 3 Abs. 3 S. 1 AsylG 

tatsächlich genossen hat; wobei die Organisation 11 United Nations Relief and. Werks 
. . 

Agency for Palestirie Refugees in the Near Ea~t" (UN.RWA) als Organisation in die­

sem. Sinne zu qualifizieren ·ist (vgl. BVe~G, Urteil vom 25 .. April 2019 ~ BVerwG 1 C 

.28/18-, NVwZ 2019, 1360, juris Rn. 18 m.w.N. auch zur Rechtsprechung des Euro-

. päischen Gerichtshofs). 

Zum anderen ist zu prüfen, ob die Lage der deri Beistand des UNRWA genießenden 
. . 

Personen bislang nicht endgültig geklärt ist, was für die staatenlosen Palästinenser 

· Im Libanon· der Fall ist (vgl. EuGH, Urteil vom 19. Dezember 2012 - C-364/11 -, juris 

Rn. ~4; ·Urteil von:i· 25. JLiH 2018 ~ C-S85/16 -, juris Rn. 84; UN-GV Resolution 72180 

vom 7. Dezember 2017 - A/Res/72/80) und für die Schutz begehrende Einzelperson 

dieser Schutz des UNRWA 11 nicht länger gewährt" wird. 

pabei gilt Folgendes: Zwar. kann die bloße Abwesenheit vom Schutzgebiet der Orga- . 

nisation oder die freiwillige Entscheidung, es zu verlassen, nicht als Wegfall des Bei- .. 
. . 

stands eingestuft werden, dies kann aber anders sein, wenn diese Entscheidung 
. . . . . 

durch Zwänge begründet ist, die vom Willen des Betroffenen unabhängig sind (dazu 

und zum Folgenden Hess. VGH, Beschluss vom 30. Juli 20·10 - 3 A 582.17 .A -, juris · 

Rn .. 17; Thür. OVG, Urteil vom 15. Juni 201 ~:.... 3 KO 167.18 ~, juris Rn. 31; VGH Ba­

den-Württemberg, Urteil vom 28. Juni 2017 - A 11 S 664/17 -, f\sylmagazin 2017, 

349, juris Rn. 23; siehe auch BVerwG, Urteil vom 25. April 2019 - BVe~G 
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1 C 28/1~ -, NVwZ 2019, 1360, juris Rn. 20 m.w.N.; sowie EuGH, Urteil vom 19. De­

zember 2012, a.a.O., Rn: 76). Angesichts des Ziels von Art. 1 Abschnitt D Genfer 

Flüchtlingskonvention, die Fortdauer des Schutzes der palästinensischen Flüchtlinge 

als solche zu gewährleisten, bis ihre Lage gemäß den einschlägigen ·Resolutionen 

der Generalversammlung der Vereinten Nationen en~gültig geklärt ~erden ist, ist ein 

palästinensischer Flüchtling ·dann als gezwungen anzusehen, das. Einsatzgebiet des 

UN.RWA zu verlassen, wenn er sich in einer sehr unsicheren persönlichen Lage be-
. . 

~inde_t u_nd es. der Organisation ~nmöglich ist,· ihm in ~ie~em Gebiet Lebensverh~lt­

nis~e zu· gewährleisten, die mit der ihr übertragenen A~fgabe im Einklang stehen. 

Zur Klärung· dieser Frage ist eine individuelle Prüfung aller maßgeblichen Umstände 

vorzunehmen (vgl. EuGH, Urteil vom 19. Dezember 2012, a.a.Q .. , Rn. 59 ff.). Nach 
. . . 

Art. 4 Abs. 3 lit. c~ Qualifikations-RL 2011 /95/.EU, der auf .die Prü~ung der sehr unsi-

cheren persönlichen Lage entsprechend anzuwenden ist (vgl. EuGH, Urteil.yom 

19: Dezember 2012, a.a.O., Rn. 64; OVG des Saarlandes, a.a.O., Rn. 30.; Thür. . . . 

OVG, a.a.O., Rn. 46 ff.), sind insbe~ondere zu berücksichtigen: die in~ividuell.e Lage· 

und die persönlichen Umstände .des Antragstellers; einschließlich solcher Faktoren 

wie familiärer und soz.ialer Hintergrund., Geschlecht und Alter, um bewerten zu kön-. 

nen, ob in Anbetracht sei·ner persönlichen Umstände die Handlungen, denen er aus-
. . 

gesetzt war oder ausgesetzt sein könnte,. einer Verfolgung oder einem sonstigen 

ernsthaften ~chaden gleichzusetzen ·Sind. 

Maßgeblich tür die Frage des Wegfalls der Schutzgewähr ist dabei die Situation zum 

Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung (vgl. § 77 Abs. 1 As.ylG; vgl. ausführlich VG 

Berlin, Urteil vom 29. August 2018 - VG ·34 K 345.16 A ~, juris ·Rn. 23 m~w.N.; so 

. auch OVG Thüringen, Urteil vom .15. Juni 2018 - 3 KO f67/18 -, ju~is Rn. 23 

m.w.N.). Es komm~ .grundsätzlich also nicht darauf an, ob für die Antragsteller zum 

Zeitpunkt d~r Ausreise äußere Zwänge für dies~ bestar:iden (mehrdeutig.insoweit 
. . 

EuGH, Urteil vom 19. Dezember 2012, a.a.O., Rn. 64), sondern allein darauf, ob sol-

che zum Zeitpunkt der (hier: gerichtlichen) Prüfung des Asylantrags einer Rückkehr 

entgegenstehen (vgl. EuGH, U_rteil· vom 19. Dezember 2012, a.a.0., Rn. 61, 77; so· 

bereits BVerwG, UrteH vom 4. Juni 1991 - BVerwG 1 C 42/88 ~, juris Rn. 32). 

Beide Voraussetzungen sind im Fall der Kläger er:füllt, so· dass. ihn~n gemäß~ 3 

Abs. 3 S. 2 i. V. m. Abs. 1 AsylG ipso facto die Flüchtlingseigenschaft· zuzuerkennen 

ist. 
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Zum· einen sind die Kläger beim UNRWAals Pal~sti.naflüchtling regis~riert·ge~esen . 

. So hat das Auswärtige Amt mitgeteilt, dass die Kläger registrierte UN\J'!RA ... 

Flüch~linge aus. dem Libanon s~ien. Dies bestätigt die detaili"eich~n und insgesamt 

glaubhaften A11gaben des Klägers zu 1.) und seiner E~efrau, dass die Kläger als palästi­

nensische Flüchtlinge im Libanon registriert gewesen. waren. 

Zum ·anderen wird ihnen im Fall einer Rückkehr in den Libanon der Schutz' durch das 

UNRWf\ nicht l~nger g~währt. Daz1=1 ist ~u~äch~t fe~tzustellen, ~ass die allgemeine· 

Lage von Palästinensern im Libanon - insbesondere seit Beginn des Syrienkonfliktes 

- problematisch ist (vgl. ausführlich und mit weiteren Nachweisen Urteil der . 

34. Kammer vom 9. Februar 201ä-VG 34 K 466.16 A-, juris Rn. 32 ff-.; siehe-auch 

. VG Chemnitz, Urteil vom 11. Mai 2020 - 5 K 367/18.A-~ BI. 99ff. der Gerichtsakte). 

Die Aufgabe des UNRWA, die im Wesentlich~n darin besteht, durch die Bereitstel­

lung von Nothilfe, Schutz und menschlicher Entwicklung dem Wohlergehen der Pa­

lästinaflüchtlinge zu dienen (vgl. UN-GV Resolution 79/91 vom 6. Dezember 

2016 -A/RES/71/91), mag das UNWRA im Zeitpunkt der Ausreise der Kläger (2017) 

erfüllt haben; kann das das UNRWA aber nunmehr im entscheidungserheblichen 

Zeitpunkt jedenfalls gegenüber den Klägern aktuell angesichts der besonderen Um-. 

·stände des Einzelfalles nicht erfüllen. Auf eine Lebensbedrohlichkeit der Erkrankung, 

wie si~ die Beklagte zu Recht für die Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 

Abs. 7 S. 1 AufenthG fordert, kommt es in diesem Zus~mmenhang nicht an. Entscheidend 

· ist vielmehr folgendes: · 

Die minderjährigen Kläger zu 2.) und 5.) bedürfen der besonderen Fürsorge, der Kläger 

zu 2.) darüber hinaus der stetigen medizinischen ßehandlung. So ist der 2904 geborene 

·Kläger zu 2.) wegen einer primären Hirnentwicklungsstörung und einer therapiesctiwieri­

gen Epilepsie in neuropädiatrischer Behandlung, er ·bedarf zukünftig der operativen Ver­

·sorgung und der dauerhaften komplexen the~apeutischen Behandlung (Atteste und.. 

Schreiben der dies~n behandelnden FachärZte am Vivantes-Klinikum für Kinder- und Ju­

gendmedizin vom   2017,  2017,  2017,  

 2018,  2018,  2020). Zuqem bedarf er aus diesen Gründen der 

·besond~ren Betreuun~ dqrch seine Eltern. Das Landesamt für. Gesundheit und So~~ales 
. . . 

hat mit Bescheid vom  2018 die Schwerbehinderung des Klägers zu 2.) fest;. 

gestellt {Grad der Behinderung: 70, aktuelle Gültigkeit: No~ember 2020). Der besondere 

Betreuungsbedarf des 2003 gel;>orenen Klägers zu 5.) ergibt sich aus dessen grenzwerti-

. ger Lernelnschränkung_infolge eines Schädelhirntraumas·{Attest·des diesen im Jahr 2018 

behandelnden Facharztes vom  2020). 
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Die für den erkrankten Kläger zu 2.) erforderlichen Ausgaben {insbesondere private zu:.. 

· zahlungen). überschreiten die mittels familiärer Unterstützung möglichen Finanzmittel der 
. . 

Kläger. Dies gilt insbesondere deshalb, weil die Sicherung des Lebensunterhalts und 

eben ·dieser zusätzlich erforderlichen Fi~anzmltt.el durch eine Person zu ·leisten ist, weil 

die andere Person sich um die Kläger zu 2.) und 5.) kümmern mus~, die besonderen Be­

treuung bedürfen, und zudem die Mutter der Kläger zu 2.)-5.) selbst durch eine· Erkran-. . . 

k~ng·der Bandscheibe und depressive Episoden in i.hrer Erwerbstätigkeit (Attest vom 

 2019) eingeschr~nkt.!st. Bei der von der Bekla.Qten grundsätzlich zurech~·ange-
. . . -

führten.Möglichkeit der finanziellen Unterstützung.durch die Gr~ßfamilie der Kläger, die 

teils die libanesische S~aatsanQehörigkeit hat. und die Familie der Kläger in der Vergan­

genheit unterstO~ hat; würde es sich angesichts dessen nicht lediglich um eine Unter-

. st~tzung in der Oberga.ngszeit. handeln, sondern um· eine stets erford~rliche Unterstützung · 

in beträchtlicher Höhe. 1 nsbesondere angesichts d~r geschilderten aktuellen Lage im Li­

banon ist nicht ersichtli~h, dass die Großfamili~· dazt:J ir:i .. der Lage ist~ 

·• ~' . 

Angesichts· dessen ist auch Entscheidung de.r übrigem Kläger, sich nicht erneut unter 
. . . 

den Schutz des UNRWA zu begeben,, durch Zwänge begründet, die vom.Willen des 
~ . . , . . . 

Betroffenen unabhängig sind (zur Rü~kke.hr im Familienverbund siehe BVerwG, Ur-
. . 

teil vom 4. Juli 2019 - BVerwG 1 C 45/18 -, Asylmagazin 2019, 31 t; juris Rn. 16ff .). 

DiE; Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1, § 155 Abs. 1 S. 3, Abs. 2 VwGO, 

die Entscheidung über die· vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGq in Ver­

bindung mit § 708 Nr. 11, § 711 Zivilprozessordnung. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie von dem Ober-
verwaltungsgericht zugelassen wird. . · 

· Die Zulassung der. Berufung ist innerhalb eines fv1onats nach Zustellung des Urtei(s 
schriftlich oder in elektronischer Form gemäß§ 55a der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) zu beantragen. Der Antrag ist bei dem Verwaltungsger.icht Berlin, Kirchstra­
ße 7, 10557 Berlin zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In ihm 
.sind die Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen _ist. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die. Beteiligten durch Prozessbevoll­
mächUgte vertreten lassen. Dies gilt auch für den Antrag auf Zulassung der Beru-

'" fung. -Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte und Rechtslehrer an einer staatlichen 
oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Uni­
on, eines and~ren Vertragsstaates des Abkommens über den E~ropäischen Wirt-

- 9 -



- 9 -. 

schaftsraum oder der Schweiz mit Befähigu;ng zum Richteramt zugelassen. Darüber 
hinaus können auch die in § 67 Abs. 2 Satz' 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten: Per­
sonen und Organisationen auftreten. Ein al~ B~vollmächtigter zugelassener Beteilig„ 
ter kann sich selbst vertreten. Behörden und juristische Personen des öffentlicheri 
Rechts einschließlich der von ihnen zur -Erfüllung ihrer öffentlichen Aµfgaben gebil­
deten Zusammenschlüsse können sich durch Beschäftigte mit Befähigung zum Rich­
teramt vertreten lassen; das Beschäftigungsverhältnis kann a.uch zu einer anderen 
Behörde, juristischen Per~on des öffentlichen Rechts oder einem der genannten Zu­
sammenschlüsse bestehen. Richter dürfen nicht vor dem Gericht, ehrenamtliche 

„ Richter nicht vor einem. S.pruchkörper auftreten,. dem sie angehören. · · 

.Dr. Schulz-Bredemeier 

/Wr.-K. 
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